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Die Tarifrunde im öffentlichen Dienst wie schon zuvor die bei Post und Metall haben Hoffnung
gemacht. Hoffnung, dass nach Corona und trotz Krieg und Kriegshetze, trotz Krise oder gerade
deswegen die Kampfbereitschaft an der Basis wieder steigt. Vor allem im Kampf um den TVöD hat
sich gezeigt, dass eine Schicht neuer, junger und kämpferischer Kolleg:innen auf den Plan getreten
ist. Es gab zehntausende Neueintritte.

Aber die Abschlüsse haben mehreres gemeinsam: Sie bringen einen massiven Reallohnverlust, das
Kampfpotential wurde nicht ausgeschöpft und gerade die aktivsten Kolleg:innen wurden durch die
Manöver der Gewerkschaftsspitzen frustiert. Ja, gerade dort, wo ungewohnte Aktionen wie der
„Megastreiktag“ von ver.di und EVG das Mobilisierungs- und Machtpotential deutlich gemacht
haben, ist der Frust am höchsten.

Wieso haben unsere Gewerkschaften solch nachteiligen Abschlüssen zugestimmt? An den historisch
klammen Kassen der Bosse oder des Staates kann es nicht liegen, verzeichnen diese doch trotz
Krisen starke Gewinne bzw. hohe Steuereinnahmen. Als klassenkämpferische Gewerkschafter:innen
stellen wir uns die Frage, warum die Chancen nicht ergriffen worden sind, wirkliche Siege zu
erringen und die Weichen für eine Umkehr des jahrzehntelangen Niedergangs zu stellen. Welche
Rolle hat die Gewerkschaftsbürokratie bei diesen Abschlüssen gespielt und welche Lehren sollten
wir für kommende Tarifauseinandersetzungen daraus ziehen?

Am Beispiel des öffentlichen Diensts können wir sehen, dass sich unsere Gewerkschafsführungen
mit den Arbeit„geber“:innen aus Bund, Ländern und Kommunen auf unsere Kosten auf einen neuen
Tarifvertrag geeinigt haben: zahlreiche Nullmonate, überlange Laufzeit, steuerfreie
Einmalzahlungen, obwohl diese lange und vehement als nicht akzeptabel abgelehnt wurden. Offiziell
ist der Abschluss zwar nicht unterschrieben und die Gewerkschaftsmitglieder werden noch
„befragt“. Dieses Votum ist aber nicht bindend, weder für den Vorstand noch für die
Bundestarifkommission. Gleichzeitig findet es in einem Diskussionsklima statt, wo sich herbe
Enttäuschung unter den Mitgliedern breitgemacht hat und unsere Führung ihre Positionen und
Gesprächshoheit nutzt, um für die Annahme zu werben und den Abschluss als eine „historische
Sensation“ darzustellen. Hierbei bedient sie sich auch billiger Rechentricks, um von ihrem
Ausverkauf abzulenken.

Inflationsausgleich

Lange wurde uns gesagt, dass wir eine steuerfreie Inflationsausgleichszahlung nicht hinnehmen und
nur tabellenwirksame Änderungen annehmen werden. Zwar hören sich für einige Kolleg:innen die
3.000 Euro gut an – vor allem in Verbindung mit der grassierenden, historisch hohen Inflation. Das
Ergebnis bringt uns zwar kurzfristig mehr Geld, aber keine Punkte bei der Rente. Es gibt kein
Urlaubs- oder Weihnachtsgeld darauf und diese Sonderzahlungen gehen nicht in die Berechnung
von Arbeitslosen- und Elterngeld mit ein. Die Arbeit„geber“:innen sparen aber richtig und der Staat
zahlt durch Steuerverzicht. Wen werden die daraus resultierenden Sparmaßnahmen treffen? Die
Bundeswehr oder uns durch Streichungen von Sozialausgaben?
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Konzertierte Aktion

Steuer- und abgabenfreie Lohnzahlungen sind eigentlich gesetzwidrig. Dass sie in den derzeit
stattfindenden Tarifrunden überhaupt Anwendung finden können, haben wir den gemeinsamen
Gesprächen zwischen Regierung, Gewerkschaften und Arbeit„geber“:innen im Sommer 2022 zu
verdanken. Den Spitzen von ver.di, aber auch den restlichen DGB-Gewerkschaften war klar, auf was
sie sich bei dieser Konzertierten Aktion eingelassen haben und wo die Haken sind. Sie wussten
ebenfalls, dass dies nicht nur zum Spaß vereinbart wurde, sondern ihre Aufgabe darin bestand und
besteht, es uns Kolleg:innen zu verkaufen oder zur Not am Ende durchzudrücken.

Warum wurden die Tarifrunden nun ausverkauft?

Ein eindrucksvolleres Bespiel für Sozialpartner:innenschaft kann es eigentlich nicht geben. Anstatt
ihrer Mitgliedschaft voll und ganz den Rücken zu stärken und in ihrem Sinne die Verhandlungen zu
führen und Tarifauseinandersetzungen mit der vollen Kampfkraft der Kolleg:innen zuzuspitzen,
konzentrieren sich die Gewerkschaftsspitzen eher darauf, den „am ehesten machbaren“ Kompromiss
herauszuholen. Dieser konzentriert sich dann darauf, was am ehesten für den Staat oder die
Unternehmen zu verkraften ist und stellt somit die Interessen der Belegschaften hintenan. Hinzu
kommt, dass in der aktuellen angespannten Weltlage eine monatelange Streikauseinandersetzung
nicht nur den Arbeit„geber“:innen, sondern auch der Bundesregierung ein Dorn im Auge wäre.

Das heißt: Wie auch bei der Corona-Krise werden wir Beschäftigte nun aufgrund des Krieges mit
Krümeln vertröstet. In Zeiten der Inflation, nach Kurzarbeit ist das für viele nicht mehr tragbar. Vor
allem zeigt das aber eines: Es reicht nicht, nur kämpferischer zu sein und unsere Streikbereitschaft
zu zeigen. Wenn wir nicht wollen, dass unsere Kämpfe mit Kompromissen beendet werden, dann
müssen wir grundlegend in den Gewerkschaften selbst etwas ändern.

Dabei ist es zentral zu verstehen, dass es nicht ausreicht, einfach nur die Posten in der Bürokratie
mit Träger:innen politisch linker Positionen zu besetzen oder andere Organisierungsmodelle
einzusetzen. Denn auch wenn einige kämpferisch rangehen, muss es vielmehr unser Ziel sein, die
Bürokratie als System abzuschaffen. Das Problem ist nämlich, dass sie durch ihre Funktion selbst
– als Vermittlerin zwischen Lohnarbeit und Kapital – ein Eigeninteresse entwickelt hat, nicht „zu
radikal“ aufzutreten. Auf der einen Seite muss das Interesse der Beschäftigten berücksichtigt
werden, aber eben nur so weit, wie es den Arbeit„geber“:innen nicht wirklich wehtut. Erfüllt sie
diese Rolle nicht, würde sie ihre eigene Lebensgrundlage verlieren. Deswegen ist es wichtig, dafür
einzutreten, dass solche Posten zum einen immer rechenschaftspflichtig sind sowie wähl- und
abwählbar und niemand mehr verdient als den Durchschnittslohn. Das allein ist keine Garantie für
kämpferische Entscheidungen, jedoch bringt es uns Kontrolle darüber, wer beispielsweise Abläufe
von Tarifrunden organisiert.

Kündigt die Schlichtungsvereinbarungen!

Einen ersten praktischen Schritt kann eine Kampagne gegen die Schlichtungsvereinbarung setzen.
Schließlich müssen wir aus Fehlern lernen, um nicht noch mehr Kolleg:innen zu demotivieren. Denn
dass es in der Tarifrunde für den öffentlichen Dienst zu einem Schlichtungsverfahren gekommen ist,
ist nicht weiter verwunderlich. Ver.di und der VKA trafen eine Vereinbarung, die eine der beiden
Seiten dazu verpflichtet, einer Schlichtung zuzustimmen, wenn es die andere wünscht. Wie schon
bei der Konzertierten Aktion spielte diese Vereinbarung in den Köpfen der ver.di-
Verhandlungsführer:innen eine Rolle bei ihrer „Taktikfindung“. Gleichzeitig ermöglichte sie ihnen
auch, sich rhetorisch bis zur Schlichtung kämpferischer darzustellen, um dann durch die
Schlichtung den sozialpartner:innenschaftlichen Kompromiss auszuhandeln.



Weiterhin erfüllte die Schlichtung auch die Funktion, die Mobilisierungen der Kolleg:innen zu
bremsen und die Diskussionen aus den Streikversammlungen/-cafés hin in die
Schlichtungskommission zu lenken. Anstatt das Schlichtungsabkommen als in Stein gemeißelt
anzuerkennen, hätte ver.di das Abkommen fristgerecht für diese Tarifrunde kündigen können.
Hierzu wurden auch in unterschiedlichen Städten, z. B. in Berlin, Anträge in Streikversammlungen
eingebracht und mit großer Mehrheit angenommen. Auch wenn diese Anträge für die
Tarifkommission nicht bindend waren, konnten sie als Gradmesser verwendet werden, um die
Stimmung der Kolleg:innen abzubilden sowie Druck auf die Tarifkommission und die ver.di-Führung
auszuüben. Des Weiteren hätten die Verhandlungen als gescheitert erklärt werden sollen, um die
Urabstimmung für einen unbefristeten Erzwingungsstreik für unsere Forderungen vorzubereiten
und diesen auf den Weg zu bringen. Jetzt gilt es, uns zu organisieren und unter anderem dagegen
aufzustellen, sodass sich das nicht erneut wiederholt!

Urabstimmung = Erzwingungsstreik?

Eine Urabstimmung wäre also der richtige nächste Schritt für die Tarifauseinandersetzung im
öffentlichen Dienst gewesen. Diesen hätten wir entgegen der Taktik des Vorstands und der
Verhandlungsführer:innen von unten durchsetzen müssen. Aber hätte ein positives Ergebnis auch
gleichzeitig bedeutet, dass es zu einem Erzwingungsstreik gekommen wäre? Hier lohnt es, auf die
Tarifverhandlungen bei der Post zu schauen. Auch hier war die Streikbeteiligung sehr hoch und
kämpferisch, die Urabstimmung wurde von der ver.di-Führung eingeleitet, dann aber trotz breiter
Zustimmung der Beschäftigten nicht als Mandat für einen Erzwingungsstreik verwendet, sondern
ganz in sozialpartner:innenschaftlicher Manier als „Verhandlungsmasse“ angesehen. Es wurde nicht
gemäß dem Wunsch der Kolleg:innen gehandelt, sondern nur der „Druck“ auf die
Arbeit„geber“:innenseite forciert, um das Angebot zu verbessern. Dass dadurch der Abschluss in
keinster Weise besser ausfiel als das letzte Angebot vor der Urabstimmung, störte die ver.di-
Führung nicht. Sie verkaufte es dennoch als Gewinn für die Kolleg:innen, die ohne das klare
Statement in der Urabstimmung nicht zustande gekommen wäre. Auch hier zeigt sich wieder, dass
die Gewerkschaftsführung ihrem Charakter nach in erster Linie auf Kompromisse aus ist und nicht
die Interessen der Beschäftigten vertreten kann und möchte. Das macht verständlicherweise
wütend! Lasst uns diese Wut nutzen, um nachhaltig was zu verändern. Statt Geheimniskrämerei und
Pseudointegration brauchen wir deswegen:

Nein zu allen Gesprächen hinter verschlossenen Türen, keine Geheimhaltungspflicht
für die Tarifkomissionen! Verhandlungen sollen öffentlich über das Internet
übertragen werden!
Keine Abschlüsse ohne vorherige Abstimmung unter den Mitgliedern!
Rechenschaftspflicht und Wahl der Tarifkommission durch die Basis!
Regelmäßige Streikversammlungen in allen Betrieben und Abteilungen! Wähl- und
Abwählbarkeit der Streikleitungen durch die Mitglieder!
Für den Aufbau einer klassenkämpferischen Basisopposition in den Gewerkschaften! 

Wut im Bauch? Aufbau einer Basisopposition statt Austritt!

Die Forderungen, für die wir mobilisiert wurden und für welche wir neue Kolleg:innen für die
Gewerkschaften gewonnen haben, wurden erneut von ver.di nicht ernst genommen. Die
Mobilisierungen wurden ausgebremst und die Argumente der Gegenseite übernommen. Es ist völlig
verständlich, wenn sich viele nun verraten fühlen und sich ihre Mitgliedschaft nochmal durch den



Kopf gehen lassen. Was wir aus diesen Erfahrungen jedoch lernen sollten, ist nicht, dass eine
Mitgliedschaft in den Gewerkschaften sinnlos ist. Ganz im Gegenteil, sie zeigen, dass es eine
organisierte Opposition gegen die Führungen innerhalb der Gewerkschaften braucht, um sich
gemeinsam zu vernetzen und gegen die Argumente von oben zu bewaffnen und zu koordinieren.
Dafür arbeiten wir als Gruppe Arbeiter:innenmacht in der „Vernetzung für kämpferische
Gewerkschaften (VKG)“ mit und rufen alle Kolleg:innen und Strukturen mit dem gleichen Ziel dazu
auf, sich daran zu beteiligen. (Werbung für Workshop der VKG auf der Konferenz)

Klassenkämpferische Basisbewegung und politische Alternative

Eine organisierte, antibürokratische Opposition in den Gewerkschaften muss unserer Meinung nach
nicht nur, wie oben skizziert, für Arbeiter:innendemokratie und eine konsequente Tarifpolitik
kämpfen. Sie muss auch eine politische Alternative zur Sozialpartner:innenschaft und zum
Reformismus der Bürokratie verkörpern.

Das heißt, eine klassenkämpferische Opposition braucht ein Programm des Klassenkampfes, das
nicht nur gewerkschaftliche und betriebliche Forderungen konsequent vertritt, sondern alle Fragen
von Unterdrückung und Ausbeutung wie Krieg, Rassismus, Sexismus, Imperialismus und
ökologische Zerstörung thematisiert. Es braucht ein Programm, das über den rein
gewerkschaftlichen Rahmen hinausgeht, nicht nur für höhere Löhne, kürzere Arbeitszeiten eintritt,
sondern das System der Lohnarbeit, den Kapitalismus selbst in Frage stellt. Das heißt, wir müssen
nicht nur den Aufbau eine Opposition in den Gewerkschaften diskutieren, sondern auch die Frage,
welche politische Organisation wir brauchen, wie wir eine neue, revolutionären Arbeiter:innenpartei
aufbauen können, welche Politik und welches Programm dazu notwendig sind.Mehr Demokratie?

Nach dem Streik ist vor dem Streik? Der TVöD/BK ist fast abgeschlossen und viele Kolleg:innen sind
enttäuscht. Statt uns zu ärgern, den Kopf in den Sand zu stecken oder einfach auszutreten, wollen
wir uns vernetzen und die Situation nutzen, um nachhaltig was zu verändern! Wenn du also
Interesse hast, mit deinen Kolleg:innen die letzten Tarifrunden kritisch auszuwerten, dann komm
vorbei! Unser Ziel ist, unsere Erfahrungen zu nutzen und unsere Kolleg:innen, bei denen
Tarifverhandlungen direkt vor der Tür stehen, wie bei der EVG, direkt zu unterstützen. Denn die
Probleme sind keinesfalls auf ver.di beschränkt, sondern haben System. Wenn wir also was
verändern wollen, müssen wir uns zusammenschließen und gemeinsam für die Demokratisierung
der Gewerkschaften kämpfen. Wie genau das aussehen kann und welche Initiative wir starten
wollen, besprechen wir auf unserem Treffen!


